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IMMOBILIENRECHT
STOCKWERKEIGENTUM

DIE ROLLE DES  
VERWALTERS  
IM VERFAHREN

Der Verwalter von Stockwerkeigentum  
 ist immer wieder mit gerichtlichen Verfahren 
konfrontiert. Dabei stellen sich eine Vielzahl 
an juristischen, aber auch taktischen  Fragen 
im Hinblick auf die weitere Verwaltungs­
tätigkeit. TEXT— MICHEL DE ROCHE*

 GRUNDLAGEN
Eine Stockwerkeigentümergemeinschaft hat keine 

eigene Rechtspersönlichkeit. Trotzdem ist sie gemäss 
Art. 712l ZGB für den Bereich der gemeinschaftlichen 
Verwaltung (beschränkt) handlungsfähig. Im Umfang 
der gemeinschaftlichen Verwaltung bzw. Haftung kann 
die Gemeinschaft «Partei» in einem Gerichtsverfahren 
sein. In diesen Fällen treten die Stockwerkeigentümer 
als Gemeinschaft (und nicht etwa als notwendige Streit-
genossen) auf.

VERTRETUNGSMACHT UND 
VERTRETUNGSBEFUGNIS

Dem Verwalter kommt gemäss Art. 712t Abs. 1 ZGB 
«in allen Angelegenheiten der gemeinschaftlichen Ver-
waltung, die in den Bereich seiner gesetzlichen Aufga-
ben fallen», von Gesetzes wegen eine sog. Vertretungs-
macht zu. Insoweit sich der Verwalter also innerhalb der 
Grenzen seiner Aufgaben gemäss Art. 712s ZGB bewegt, 
kommt ihm von Gesetzes wegen Vertretungsmacht zu.

Der Gemeinschaft steht es jedoch frei, intern abwei-
chende Regelungen aufzustellen. Insoweit sich der Ver-
walter an derartige Beschränkungen hält, stellen sich 

keine weiteren Fragen; die Handlungen des Verwalters 
binden diesfalls die Gemeinschaft. Verstösst der Ver-
walter aber gegen die internen Beschränkungen, so ist 
ein gutgläubiger Dritter in seinem Vertrauen auf die ge-
setzliche Vertretungsmacht so lange zu schützen, wie 
er keine Kenntnis von der abweichenden Vertretungs-
befugnis hat.

Der Verwalter kann seine Vertretungsbefugnis in 
mehrfacher Hinsicht überschreiten: Er kann eine sach-
liche Einschränkung durch das Reglement, den Man-
datsvertrag oder einen Beschluss ignorieren und im 
Rahmen der gesetzlichen Vertretungsmacht handeln. 
Er kann im Weiteren das verabschiedete Budget über-
schreiten. Schliesslich kann er auch im Rahmen einer 
nicht budgetierten Ausgabe seine Kompetenzsumme 
überschreiten. Alle drei Überschreitungen der Vertre-
tungsbefugnis stellen eine Vertragsverletzung dar. In-
soweit sich die Ausgaben nicht anderweitig, z.  B. auf-
grund von Dringlichkeit, rechtfertigen lassen, entsteht 
der Gemeinschaft hierdurch ein Schaden, für den der 
Verwalter haftbar ist. Er muss überdies mit der Kündi-
gung des Verwaltungsvertrages, im Extremfall auch mit 
seiner Abberufung rechnen.
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Vorsicht bei der 
Prozesseinleitung 
im Stockwerk­
eigentum. Je nach 
Verfahren ist vor­
gängig die Zustim­
mung der Gemein­
schaft erforderlich.

DIE PROZESS­
FÜHRUNG IM 
STOCKWERK­
EIGENTUM IST 
EIN MINEN­
FELD FÜR DEN 
VERWALTER.
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GESETZLICHE VERTRETUNGS­
BERECHTIGUNG

Das Gesetz hält in Art. 712t Abs. 2 ZGB fest, dass der 
Verwalter von sich aus all jene Gerichtsverfahren an-
strengen kann, für welche die Zivilprozessordnung ein 
sog. summarisches Verfahren vorsieht. Das Summar-
verfahren ist beispielsweise für vorsorgliche Massnah-
men, für den Rechtsschutz in klaren Fällen und viele be-
treibungsrechtliche Verfahren wie die Rechtsöffnung 
vorgesehen. In diesen Fällen darf der Verwalter – wie ein 
Anwalt – alle erforderlichen Prozesshandlungen vor-
nehmen. Darüber hinaus kann er eigenständig entschei-
den, ob er etwa einen Vergleich eingehen oder sich auf 
einen Prozess einlassen will und – im letzteren Fall –, ob 
er einen Entscheid akzeptieren oder weiterziehen will. 

In allen übrigen Fällen ist der Verwalter auf einen 
vorherigen Ermächtigungsbeschluss zur Vertretung 
der Gemeinschaft vor Gericht angewiesen. Dieser Be-
schluss ist wohl meist als wichtige Verwaltungshand-
lung gemäss Art. 647b ZGB mit qualifiziertem Mehr 
nach Köpfen und Wertquoten zu fassen. Lehre und 
Rechtsprechung verlangen grundsätzlich einen sepa-
raten Beschluss für jeden einzelnen Prozess; eine Ge-
neralvollmacht zu Gunsten der Verwaltung für beliebige 
künftige Prozesse ist grundsätzlich unwirksam. Die Er-
mächtigung einer Stockwerkeigentümergemeinschaft, 
sie in zukünftigen Belangen betreffend eines bestimm-
ten Stockwerkeigentümers zu vertreten, ohne die Pro-
zessführungsbefugnis näher zu spezifizieren, erachte-
te das Bundesgericht im Entscheid 5A_590/2011 aber 
als hinreichend. Eine Ausnahme gilt nur für dringliche 
Fälle, in welchem der Verwalter eine nachträgliche Er-
mächtigung einholen kann.

GEWILLKÜRTE VERTRETUNGS­
BERECHTIGUNG

Da die gesetzlich vorgesehene Vertretungsberechti-
gung im Grunde Teil der vermuteten Vertretungsmacht 
ist, kann die Gemeinschaft die Vertretungsbefugnis des 
Verwalters intern dahingehend einschränken, dass der 
Verwalter überhaupt keine Verfahren im Namen der 
Stockwerkeigentümergemeinschaft ohne vorherigen 
Ermächtigungsbeschluss einleiten oder selbstständig 
führen darf.

Nicht möglich ist es, den Verwalter gewissermassen 
pauschal zur Führung von Prozessen zu ermächtigen. 
Dies ist nicht einmal für Beschlussanfechtungen zuläs-
sig. Dies führt in der Regel dazu, dass im Nachgang zu 
einer Beschlussanfechtung zeitnah wieder eine ausser-
ordentliche Versammlung stattfinden muss, weil der 
Verwalter bereits für das Schlichtungsverfahren eine 
Ermächtigung benötigt. Die Argumentation, dass auf-
grund der geringen Zeitdauer zwischen Anfechtung und 
Schlichtungsverhandlung – das Gesetz geht von einer 
Frist von zwei Monaten aus –, ist zwar durchaus mög-
lich. Spätestens für ein gerichtliches Verfahren ist dann 
ein Ermächtigungsbeschluss zwingend. Umgekehrt ist 

es oft so, dass im Rahmen der Diskussion über die Er-
mächtigung zur Prozessführung noch einmal Diskus-
sionen über den angefochtenen Beschluss stattfinden 
können. Dies kann dazu führen, dass Kompromisse ge-
schlossen werden und die Anfechtung sich erübrigt.

GESETZLICHE VERTRETUNGS­
BERECHTIGUNG

Der Verwalter kann – obwohl von Gesetzes wegen an 
sich nur Anwälte dazu befugt sind – die Gemeinschaft 
vor Gericht direkt vertreten. Er muss demgemäss kei-
nen Anwalt beiziehen. Dem juristisch nicht versierten 
Verwalter wird jedoch hiervon abgeraten. Macht der 
Verwalter einen prozessualen Fehler, so muss er nicht 
nur den Schaden der Gemeinschaft decken, sondern hat 
auch mit dem Verlust des Mandats zu rechnen. 

Ist der Verwalter ermächtigt, einen Prozess zu füh-
ren, ist er nach Lehre und Rechtsprechung auch be-
fugt, einen Anwalt beizuziehen. Fraglich ist jedoch, wie 
mit den Kosten des mandatierten Anwalts zu verfah-
ren ist. Insoweit das Honorar die Kompetenzsumme des 
Verwalters oder das verabschiedete Budget übersteigt, 
stellt sich diese Frage spätestens im Rahmen der Geneh-
migung der Jahresrechnung. Im Entscheid 5D.18/2018 
ging das Bundesgericht zumindest implizit davon aus, 
dass wenn der Beizug eines Anwalts rechtmässig sei, die 
Gemeinschaft auch dessen Kosten zu tragen hätte. Um 
derlei Diskussionen nicht führen zu müssen, empfiehlt 
es sich, im Rahmen der Ermächtigung zur Prozessfüh-
rung auch den Beizug des Anwalts sowie ein Budget für 
dessen Kosten genehmigen zu lassen. Insoweit das Ver-
fahren im Summarverfahren geführt wird, kann der Ver-
walter im Rahmen seiner Kompetenzsumme ohne Er-
mächtigungsbeschluss einen Anwalt mandatieren.

Unter Umständen kann es auch sinnvoll sein, dass 
sich die Verwaltung komplett aus der Prozessführung 
zurückzieht. Positiv an dieser Konstellation ist für die 
Verwaltung, dass sowohl das Resultat des Prozesses als 
auch dessen negative Emotionen nicht auf sie zurück-
fallen. Negativ dürfte der Zusatzaufwand sein, mit wel-
chem die Verwaltung irgendwann mit den Informatio-
nen zum Prozess versorgt werden muss. 

FAZIT
Die Prozessführung ist eine weitere Facette im um-

fangreichen Anforderungsprofil an einen guten Ver-
walter von Stockwerkeigentümergemeinschaften. Sie 
erfordert vom Verwalter detaillierte Kenntnisse juris-
tischer Natur, damit er die Weichen für einen Prozess 
frühzeitig in die richtige Richtung stellt. Dabei muss 
sich der Verwalter jeweils auch fragen, welche Rolle für 
seine künftige Verwaltungstätigkeit die günstigste ist.  

ANZEIGE
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